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101. Kundmachung des Landeshauptmannes vom 23. November 1998 betreffend die Vereinbarung zwischen

dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen Konsultationsmechanismus und einen künftigen
Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften

101. Kundmachung des Landeshauptmannes vom 23. November
1998 betreffend die Vereinbarung zwischen dem Bund, den
Ländern und den Gemeinden über einen Konsultationsme-
chanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebiets-
körperschaften

Gemäß § 2 Abs. 1 lit. c des Landes-Verlaut-
barungsgesetzes, LGBl. Nr. 8/1982, in der Fas-
sung des Gesetzes LGBl. Nr. 53/1989 wird
nachstehende Vereinbarung kundgemacht:

Vereinbarung 
zwischen dem Bund, den Ländern und 

den Gemeinden über einen Konsultations-
mechanismus und einen künftigen Stabili-

tätspakt der Gebietskörperschaften
Der Bund, vertreten durch die Bundesregie-

rung, und die Länder Burgenland, Kärnten, 
Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg,
Steiermark, Tirol, Vorarlberg und Wien, jeweils
vertreten durch den Landeshauptmann, sowie
die Gemeinden, vertreten durch den Öster-
reichischen Gemeindebund und den Öster-
reichischen Städtebund, sind – gestützt auf das
Bundesverfassungsgesetz über Ermächtigun-
gen des Österreichischen Gemeindebundes und
des Österreichischen Städtebundes – überein-
gekommen, die nachstehende Vereinbarung zu
schließen:

Artikel 1
(1) Gesetzesentwürfe der Bundesministeri-

en, Gesetzesvorschläge der Bundesregierung
sowie beschlussreife Verordnungsentwürfe der
Bundesregierung oder einzelner Bundesmini-
ster werden den Ämtern der Landesregierungen
und der Verbindungsstelle der Bundesländer,
dem Österreichischen Gemeindebund und dem
Österreichischen Städtebund übermittelt.

(2) Gesetzesentwürfe der Ämter der Landes-
regierungen, Gesetzesvorschläge einer Landes-
regierung sowie beschlussreife Verordnungs-
entwürfe einer Landesregierung, eines Mitglie-

des einer Landesregierung oder des Landes-
hauptmannes in mittelbarer Bundesverwaltung
werden dem Bund (Bundeskanzleramt), dem
Österreichischen Gemeindebund und dem
Österreichischen Städtebund übermittelt.

(3) In die in den vorstehenden Absätzen be-
zeichneten Vorhaben ist eine Darstellung der
finanziellen Auswirkungen aufzunehmen, die
den von den Vertragspartnern einvernehmlich
zu erarbeitenden und vom Bundesminister für
Finanzen zu erlassenden Richtlinien gemäß
§ 14 Abs. 5 Bundeshaushaltsgesetz entspricht.

(4) Die in den vorstehenden Absätzen be-
zeichneten Vorhaben sind zur Stellungnahme
innerhalb einer angemessenen Frist zu über-
mitteln. Diese Frist darf, gerechnet ab Zustel-
lung, nicht unterschreiten:

1. bei Gesetzes- und Verordnungsentwürfen:
vier Wochen;

2. bei Gesetzesvorschlägen der Bundesregie-
rung oder einer Landesregierung: eine Woche.

Artikel 2
(1) Der Bund, vertreten durch den Bundes-

minister für Finanzen, ein Land, der Österreichi-
sche Gemeindebund oder der Österreichische
Städtebund kann in den im Abs. 2 angeführten
Fällen verlangen, dass in einem Konsultations-
gremium Verhandlungen über die durch ein Vor-
haben gemäß Art. 1 im Fall seiner Verwirkli-
chung dem Antragsteller zusätzlich verursach-
ten finanziellen Ausgaben, einschließlich zu-
sätzlicher Personalkosten, aufgenommen wer-
den.

(2) Ein solches Verlangen kann innerhalb der
gemäß Art. 1 Abs. 4 gewährten Frist gestellt
werden:
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1. bei Gesetzesentwürfen oder bei beschluss-
reifen Verordnungsentwürfen;

2. bei Gesetzesvorschlägen der Bundesre-
gierung oder einer Landesregierung, sofern sie
von übermittelten Gesetzesentwürfen abwei-
chen.

Artikel 3
(1) Dem Konsultationsgremium gehören an:
1. bei Vorhaben des Bundes:
a) der Bundeskanzler, der Vizekanzler und

der Bundesminister für Finanzen, die jeweils
durch einen Bundesminister oder Staatssekretär
vertreten sein können,

b) drei von den Ländern einvernehmlich
namhaft zu machende Landesregierungsmit-
glieder sowie

c) je ein Vertreter des Österreichischen Ge-
meindebundes und des Österreichischen Städte-
bundes;

2. bei Vorhaben eines Landes:
a) drei Landesregierungsmitglieder desjeni-

gen Landes, dem das rechtsetzende Organ an-
gehört,

b) der Bundeskanzler, der Vizekanzler und
der Bundesminister für Finanzen oder je ein von
diesen zu entsendender Vertreter sowie

c) je ein von den Landesverbänden des Öster-
reichischen Gemeindebundes und vom Öster-
reichischen Städtebund namhaft zu machendes
Mitglied.

(2) Im Fall von Einwänden gegen ein Vor-
haben des Bundes führt der Bundeskanzler oder
ein von ihm namhaft gemachter Vertreter, im
Fall von Einwänden gegen ein Vorhaben eines
Landes ein Landesregierungsmitglied den Vor-
sitz.

Artikel 4
(1) Wurde die Aufnahme von Verhandlungen

im Konsultationsgremium verlangt, so ist die-
ses zu konstituieren und hiezu vom Vorsitzen-
den unverzüglich einzuberufen.

(2) Wird keine Gelegenheit zur Stellungnah-
me innerhalb der genannten Frist gegeben oder
kommt im Konsultationsgremium ein Einver-
nehmen über eine Empfehlung betreffend die
Kostentragung durch die Gebietskörperschaften
nicht zustande oder werden Empfehlungen des
Konsultationsgremiums nicht abgewartet oder
wird ihnen nicht Rechnung getragen, so ist ein
Ersatz der durch die Verwirklichung des Vorha-
bens zusätzlich verursachten finanziellen Aus-
gaben zu leisten. Die Ersatzpflicht trifft jene Ge-
bietskörperschaft, der das Organ angehört, wel-
ches das Gesetz oder die Verordnung erlassen
hat. Bei Verordnungen des Landeshauptmannes

in mittelbarer Bundesverwaltung trifft die Er-
satzpflicht den Bund, sofern diese Verordnung
auf Grund einer Weisung der Bundesregierung
oder des zuständigen Bundesministers im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen ergangen ist. Im Falle einer Einigung im
Konsultationsgremium lediglich darüber, wer
die finanziellen Ausgaben zu tragen hat, sind je-
ne zusätzlichen finanziellen Ausgaben zu erset-
zen, die in der Darstellung gemäß Art. 1 Abs. 3
ausgewiesen wurden. Im Falle einer Einigung
über die Höhe der zu ersetzenden finanziellen
Ausgaben und deren Tragung ist diese Einigung
maßgeblich. Für den Fall, dass im Konsulta-
tionsgremium eine Einigung nicht erzielt wird,
sowie in den übrigen Fällen sind nur tatsächlich
entstandene zusätzliche finanzielle Ausgaben
über Prüfung durch die jeweiligen Vertragspart-
ner zu ersetzen, soweit sie einer sparsamen, wirt-
schaftlichen und zweckmäßigen Vollziehung
entsprechen. Im Streitfall entscheidet der Ver-
fassungsgerichtshof nach Art. 137 B-VG.

(3) Die abzugeltenden zusätzlichen finan-
ziellen Ausgaben sind bei den Verhandlungen
über die nächste Finanzausgleichsperiode als
bestehende Verpflichtungen einvernehmlich
einzubinden.

(4) Auf den Ausgabenersatz sind die Aus-
wirkungen rechtsetzender Maßnahmen, die bei
der belasteten Gebietskörperschaft seit dem
Inkrafttreten des Konsultationsmechanismus
Einsparungen oder zusätzliche Einnahmen be-
wirkt haben, anzurechnen.

(5) Für den Fall, dass die gemäß Art. 1 
Abs. 3 dargestellten jährlichen finanziellen
Auswirkungen eines Vorhabens bei Vorhaben
des Bundes 0,1 v. T. der Ertragsanteile aller Län-
der und Gemeinden gemäß dem Bundesvoran-
schlag des laufenden Jahres, bei Vorhaben eines
Landes 0,25 v. T. der Ertragsanteile aller Ge-
meinden dieses Landes, wie sie sich auf Grund
der Abrechnung nach § 11 Abs. 1 Finanzaus-
gleichsgesetz des Vorjahres ergeben, nicht
überschreiten, bleibt es bei den bestehenden 
Regelungen über die Kostentragung.

Artikel 5
(1) Die Pflicht zum Ersatz der durch die Ver-

wirklichung des Vorhabens zusätzlich verur-
sachten finanziellen Ausgaben tritt unabhängig
von Art. 4 ein, wenn ein Gesetzesbeschluss

1. von der gemäß Art. 1 übermittelten Vor-
lage inhaltlich abweicht und dadurch zusätz-
liche finanzielle Ausgaben verursacht oder

2. von der Vorlage, über die im Konsulta-
tionsgremium Einvernehmen erzielt wurde,
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inhaltlich abweicht und dadurch zusätzliche
finanzielle Ausgaben verursacht oder

3. ein Vorhaben betrifft, welches nicht gemäß
Art. 1 zur Stellungnahme übermittelt werden
musste.

Die Ersatzpflicht trifft jene Gebietskörper-
schaft, der das rechtsetzende Organ angehört,
für die tatsächlich entstandenen zusätzlichen
finanziellen Ausgaben, soweit sie einer sparsa-
men, wirtschaftlichen und zweckmäßigen Voll-
ziehung entsprechen. Bund, Länder, Gemein-
den mit zusammen bei landesrechtlichen Rege-
lungen mehr als 15 v. H. der Wohnbevölkerung
des jeweiligen Landes, bei bundesrechtlichen
Regelungen mehr als 15 v. H. der österreichi-
schen Wohnbevölkerung, der Österreichische
Gemeindebund oder der Österreichische Städte-
bund haben diese Ersatzpflicht innerhalb von
zwölf Monaten ab Kundmachung des betref-
fenden Gesetzesbeschlusses gegenüber der Ge-
bietskörperschaft, der das rechtsetzende Organ
angehört, anzumelden. Kann über die angemel-
deten Ansprüche innerhalb von 18 Monaten ab
Kundmachung keine Einigung erzielt werden,
sind die zu ersetzenden finanziellen Ausgaben
von der belasteten Gebietskörperschaft nachzu-
weisen. Im Streitfall entscheidet der Verfas-
sungsgerichtshof gemäß Art. 137 B-VG.

(2) Auf Vorhaben gemäß Abs. 1 ist Art. 4
Abs. 3 und 4 mit der Maßgabe anzuwenden,
dass in die Anrechnung von Einsparungen oder
zusätzlichen Einnahmen die wegen Unter-
schreitung der in Art. 4 Abs. 5 festgelegten
Grenzwerte nicht ersatzpflichtigen Vorhaben
einzubeziehen sind.

(3) Für den Fall, dass die im Art. 4 Abs. 5 ge-
nannten Betragsgrenzen nicht überschritten
werden, bleibt es bei den bestehenden Rege-
lungen über die Kostentragung. Abweichend
davon tritt jedoch die Ersatzpflicht ein, wenn
die finanziellen Auswirkungen aller Vorhaben
gemäß Abs. 1 innerhalb eines Kalenderjahres
das Siebenfache der Grenzwerte gemäß Art. 4
Abs. 5 überschreiten.

Artikel 6
(1) Diese Vereinbarung gilt nicht für recht-

setzende Maßnahmen, die 
1. eine Gebietskörperschaft auf Grund zwin-

gender Maßnahmen des Gemeinschaftsrechtes
zu setzen verpflichtet ist oder

2. die Gebietskörperschaften in ihrer Eigen-
schaft als Träger von Privatrechten sowie jeden
anderen Rechtsträger treffen oder

3. auf dem Gebiet des Abgabenrechts und der
bundesgesetzlichen Regelungen des Finanz-

ausgleichs sowie der daraus abgeleiteten lan-
desgesetzlichen Regelungen getroffen werden.

(2) Abweichend von Abs. 1 Z. 1 unterliegen
rechtsetzende Maßnahmen dieser Vereinbarung,
soweit sie zur Gänze oder teilweise über die ver-
pflichtende Umsetzung zwingender Vorschrif-
ten des Gemeinschaftsrechtes hinausgehen.

Artikel 7
(1) Die Vertragspartner verpflichten sich, un-

verzüglich nach der Einigung über die gemein-
schaftsrechtlichen Maßnahmen im Zusammen-
hang mit der Verstärkung der Haushaltsdisziplin
der Mitgliedstaaten gemäß Art. 103 und Art. 104c
EG-Vertrag und spätestens bis 31. Dezember
1998 gemäß dem Bundesverfassungsgesetz über
Ermächtigungen des Österreichischen Gemein-
debundes und des Österreichischen Städtebundes
eine Vereinbarung betreffend einen „österreichi-
schen Stabilitätspakt“ zu schließen.

(2) Diese Vereinbarung hat auch einver-
nehmlich die Schaffung einer bundesverfas-
sungsgesetzlichen Regelung über die Auftei-
lung der Lasten auf Bund, Länder und Ge-
meinden zu enthalten, die aus allfälligen Sank-
tionen gegen Österreich im Sinne des Art. 104c
Abs. 9 bis 11 EG-Vertrag resultieren.

Artikel 8
(1) Diese Vereinbarung tritt einen Monat

nach Ablauf des Tages, an dem
1. die nach den Landesverfassungen erfor-

derlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten
erfüllt sind und beim Bundeskanzleramt die
Mitteilungen der Länder darüber vorliegen so-
wie

2. die nach der Bundesverfassung erforder-
lichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten er-
füllt sind,
in Kraft.

(2) Das Bundeskanzleramt wird den Ländern
und Gemeinden die Erfüllung der Vorausset-
zungen nach Abs. 1 sowie den Tag des Inkraft-
tretens der Vereinbarung mitteilen.

Artikel 9
Diese Vereinbarung wird in einer Urschrift

ausgefertigt. Die Urschrift wird beim Bundes-
kanzleramt hinterlegt. Dieses hat allen Ver-
tragspartnern beglaubigte Abschriften der Ver-
einbarung zu übermitteln.

Artikel 10
(1) Der Bund, jedes Land und die Gemeinden,

diese vertreten durch den Österreichischen Ge-
meindebund und den Österreichischen Städte-
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bund, können diese Vereinbarung schriftlich
kündigen. In diesem Fall tritt die Vereinbarung
mit dem ersten Tag des vierten der Absendung
des Kündigungsschreibens folgenden Monats
außer Kraft.

(2) Diese Vereinbarung tritt weiters außer
Kraft, sobald die Vereinbarung über einen „öster-
reichischen Stabilitätspakt“ außer Kraft tritt.

(3) Die Vereinbarung über einen „österrei-
chischen Stabilitätspakt“ tritt gleichzeitig mit
dieser Vereinbarung über einen Konsultations-

mechanismus außer Kraft, wenn der Bund die
Vereinbarung über einen Konsultationsmecha-
nismus kündigt.

(4) In die bundesverfassungsgesetzliche und
allenfalls einfachgesetzliche Umsetzung jeder
der beiden Vereinbarungen wird eine Außer-
krafttretensbestimmung aufgenommen, wo-
nach die jeweilige gesetzliche Umsetzung außer
Kraft tritt, wenn die jeweils zu Grunde liegen-
de Vereinbarung zwischen Bund, Ländern und
Gemeinden außer Kraft tritt.

Der Tiroler Landtag hat diese Vereinbarung in seiner Sitzung am 8. Oktober 1998 genehmigt.
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